
Wahlordnung
für die Wahl der Mitglieder des
Integrationsrates der Stadt

Mönchengladbach
vom 20. Februar 2014

Auf Grund der §§ 27 und 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878) –
SGV. NRW. 2023 –, wird gemäß Dringlich-
keitsentscheidung vom 20. Februar 2014
folgende Wahlordnung erlassen:

§ 1 Allgemeines
(1) Die 24 Mitglieder des Integrationsra-
tes der Stadt Mönchengladbach werden
1. zu einem Drittel vom Rat nach dem

für Aus schüsse geltenden Verfahren
aus seiner Mitte bestellt und

2. zu zwei Dritteln auf der Grundlage
dieser Wahlordnung nach Listen
oder als Einzel bewerber in allgemei-
ner, unmittelbarer, freier, gleicher
und geheimer Wahl für die Dauer der
Wahlzeit des Rates der Stadt nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl
gewählt.

(2) Für die Mitglieder nach Listen und
die Einzelbewerber (Absatz 1 Nr. 2) kön-
nen Stell vertreter gewählt werden. Ebenso
können für die vom Rat zu bestellenden
Mitglieder (Absatz 1 Nr. 1) Stell vertreter
bestellt werden.
(3) Die gemäß § 12 zugelassenen
Wahlvor schläge (§ 10) erhalten so viele
Sitze zugeteilt, wie ihnen im Verhältnis der
auf sie entfallenen Stimmenzahlen zuste-
hen. Jeder Wahlvorschlag erhält zunächst
so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf ihn
entfallen. Danach zu vergebende Sitze
sind in der Reihenfolge der höchsten Zah-
lenbruchteile zu zuteilen; bei glei chen Zah-
lenbruchteilen entscheidet das vom Wahl-
leiter zu ziehende Los. Entfallen auf einen
Wahlvorschlag mehr Sitze als Bewerber
im Wahlvorschlag benannt sind, so blei-
ben diese Sitze unbesetzt.

(4) Jede wählbare Person kann nur in ei-
nem Wahlvorschlag als Bewerber benannt
werden.
(5) Jeder Wähler hat eine Stimme. Mit
ihr entscheidet er sich bei Bewerbern von
Listenwahlvorschlägen zugleich für die
nicht auf dem Stimmzettel aufgeführten
Bewerber desselben Listenvorschlages. 
(6) Eine Briefwahl und ein Wahlschein-
verfahren finden statt.
(7) Wahlgebiet ist die Stadt Mönchen-
gladbach. Der Oberbürgermeister teilt, so-
weit erforderlich, das Wahlgebiet in
Stimmbezirke ein. Findet die Integrations-
ratswahl zeitgleich mit anderen Wahlen
statt, so können in allen Stimmbezirken im
Wahlgebiet die Stimmen auch für die Inte-
grationsratswahl abgegeben werden.
(8) Die in dieser Wahlordnung genann-
ten amt lichen Unterlagen werden in deut-
scher Sprache abgefasst. Für Namen, Ti-
tel und Bezeichnungen wird die lateini-
sche Schrift verwendet; gegebenenfalls ist
eine amtliche Transskription heran -
zuziehen.

§ 2 Wahlberechtigung, Wählbarkeit
(1) Wahlberechtigt ist, wer
1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels

116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist,
2. eine ausländische Staatsangehörig-

keit besitzt,
3. die deutsche Staatsangehörigkeit

durch Einbürgerung erhalten hat
oder

4. die deutsche Staatsangehörigkeit
nach § 4 Abs. 3 des Staatsan-
gehörigkeitsgesetzes in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliede rungs -
nummer 102-1, veröffentlichten be -
reinigten Fassung, zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom
28. August 2013 (BGBl. I S. 3458),
erworben hat.

Darüber hinaus muss die Person am
Wahltag
1. mindestens 16 Jahre alt sein,
2. sich seit mindestens einem Jahr im

Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten
und

3. mindestens seit dem sechzehnten
Tag vor der Wahl in der Gemeinde
ihre Hauptwohnung haben.

Wahlberechtigte Personen nach Satz 1
Nrn. 3 und 4 müssen sich bis zum zwölf-
ten Tag vor der Wahl in das Wählerver-
zeichnis eintragen lassen. Sie haben den
Nachweis über die Wahlberechtigung zu
führen.
(2) Nicht wahlberechtigt sind Ausländer
1. auf die das Aufenthaltsgesetz in der

Fassung der Bekanntmachung vom
25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 17. Juni 2013 (BGBl. I
S. 1555), nach seinem § 1
Abs. 2 Nr. 2 oder 3 keine Anwendung
findet oder

2. die Asylbewerber sind.
(3) Wählbar sind mit Vollendung des 18.
Lebensjahres alle wahlberechtigten Per-
sonen nach Absatz 1 Satz 1 sowie alle
Bürger.
Darüber hinaus muss die Person am
Wahltag
1. sich seit mindestens einem Jahr im

Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten
und

2. seit mindestens drei Monaten in der
Gemeinde ihre Hauptwohnung ha-
ben.

Wahlberechtigte und Bürger der Stadt
Mönchen gladbach unterliegen als Beamte
und Angestellte den Bestimmungen über
die Unvereinbarkeit von Beschäftigungs-
verhältnis und Mandat des § 13 Kommu-
nalwahlgesetz.

§ 3 Wahlorgane
(1) Wahlorgane sind
1. für das Wahlgebiet

a) der Oberbürgermeister der Stadt
Mön chen  gladbach als Wahlleiter,
stellvertretender Wahlleiter ist
sein Vertreter im Amt; der Wahl-
leiter und sein Vertreter können
auf ihr Amt als Wahlleiter oder
stellvertretender Wahlleiter ver-
zichten; an ihre Stelle tritt der je-
weilige Vertreter im Amt,

b) der Wahlausschuss,
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2. für den Stimmbezirk und Briefwahl-
bezirk der Wahlvorsteher und der
Wahlvorstand.

3. für die zentrale Auszählung der in
den Stimmbezirken abgegebenen
Stimmen der Wahlvorstand zur zen-
tralen Stimmauszählung. 

(2) Der Wahlleiter ist für die ordnungs-
mäßige Vorbereitung und Durchführung
der Wahl verantwortlich; er bedient sich
hierfür des Fachbereiches Bürgerservice,
Abteilung Wahlen, der Stadt Mönchen-
gladbach. 

§ 4 Wahlausschuss
Der Wahlausschuss besteht aus dem
Wahlleiter als Vorsitzendem und einer An-
zahl von Beisitzern nach § 2 Abs. 3 Kom-
munalwahlgesetz, die der Rat der Stadt
wählt. Für jeden Beisitzer des Wahlaus -
schusses soll der Rat einen Stellvertreter
wählen.

§ 5 Wahlvorstände
(1) Der Wahlvorstand besteht aus dem
Wahl vorsteher, dem stellvertretenden
Wahlvorsteher und drei bis sechs Beisit-
zern. Der Wahlleiter beruft die Mitglieder
des Wahlvorstandes und berücksichtigt
hierbei nach Möglichkeit die in der Stadt
vertretenen Parteien und Wählergruppen.
(2) Der Wahlvorstand entscheidet mit
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Wahlvorstehers den
Ausschlag.
(3) Die Mitglieder des Wahlvorstandes
üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus,
auf die sinngemäß die allgemeinen Vor-
schriften des kommunalen Verfassungs-
rechts mit Ausnahme der Vorschriften
über Aus schließungsgründe Anwendung
finden.

§ 6 Wählerverzeichnis 
(1) Wählen kann nur, wer in ein Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen
Wahlschein hat.
(2) In jedem Stimmbezirk wird ein
Wählerverzeichnis geführt. In das Wähler-
verzeichnis werden alle Personen einge-
tragen, bei denen am 35. Tag vor der
Wahl (Stichtag) feststeht, dass sie wahl-
berechtigt sind und nicht vom Wahlrecht
ausgeschlossen sind. Von Amts wegen in
das Wählerverzeichnis einzutragen sind
auch die nach dem Stichtag bis zum 16.
Tag vor der Wahl zugezogenen und bei
der Meldebehörde gemeldeten Wahl -
berech tigten. Die Wahlberechtigten sind
im Wählerverzeichnis mit Familien namen,
Vor namen, Geburtsdatum, Anschrift der
Hauptwohnung sowie Nationalität aufge-
führt; sie werden unter fortlaufender Num-
mer nach Straßen und Hausnummern al-
phabetisch geführt. 
(3) Der Wähler kann nur in dem Stimm-
bezirk wählen, in dessen Wählerverzeich-
nis er eingetragen ist. Inhaber eines Wahl-
scheines können in jedem Stimmbezirk
oder durch Briefwahl wählen.
(4) Die Wählerverzeichnisse werden an
den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag
vor der Wahl an einem allgemein zugängli-
chen Ort zur öffentlichen Einsicht ausge-
legt, davon an einem Tag bis mindestens
18.00 Uhr. Termin und Ort der Auslegung 

werden spätestens am 24. Tag vor der
Wahl öffentlich bekannt gegeben. 
(5) Personen können nur auf rechtzeiti-
gen Einspruch hin in das Wählerverzeich-
nis auf genommen oder darin gestrichen
werden (§ 8 Abs. 1), es sei denn, dass es
sich umoffenbare Unrichtigkeiten handelt,
die vom Fachbereich Bürgerservice, Ab-
teilung Wahlen, bis zum Tag vor der Wahl
zu berich tigen sind. 

§ 7 Wahlbenachrichtigung
(1) Die Wahlberechtigten erhalten späte-
stens am 22. Tag vor der Wahl eine Wahl-
benachrichtigung. 
(2) Die Wahlbenachrichtigung muss ent-
halten:
1. den Familiennamen und Vornamen,
2. die Anschrift der Hauptwohnung,
3. den Stimmbezirk und den Wahlraum,
4. die Nummer, unter der der Wahlbe-

rechtigte im Wählerverzeichnis ein-
getragen ist,

5. den Wahltag und die Wahlzeit,
6. die Aufforderung, die Wahlbenach-

richtigung und einen Ausweis/Pass
zur Wahl mitzubringen.

§ 8 Änderung im Wählerverzeichnis
(1) Wird einem Einspruch gegen das
Wählerverzeichnis stattgegeben oder gibt
die Aufsichtsbehörde einer Beschwerde
statt, ändert der Fachbereich Bürgerser -
vice, Abteilung Wahlen, das Wählerver-
zeichnis.
(2) Offenbare Unrichtigkeiten im Wähler-
verzeichnis kann der Fachbereich Bürger-
service, Abteilung Wahlen, bis zum Tag
vor der Wahl berichtigen. Im Übrigen wird
das Wählerverzeichnis am zweiten Tag
vor der Wahl abgeschlossen. 

§ 9 Wahltag, Wahlzeit
(1) Die Wahl der Mitglieder des Integrati-
onsrates findet am Tag der Kommunal-
wahl statt.
(2) Den Tag der Nachwahl oder der Wie-
derholungswahl und die für die Vorberei-
tung maßgeblichen Fristen und Termine
bestimmt der Rat der Stadt.
(3) Die Wahlzeit dauert von 8.00 Uhr bis
18.00 Uhr.

§ 10 Wahlvorschläge
(1) Der Wahlleiter fordert durch öffentli-
che Bekanntmachung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen auf.
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen be-
rechtigt sind politische Parteien im Sinne
des § 2 des Parteiengesetzes und Grup-
pen von Wahlberechtigten und/oder Bür-
gern (Wählergruppen) sowie einzelne
Wahlberechtigte oder Bürger (Einzelbe-
werber) der Stadt Mönchengladbach.
Jeder Wahlvorschlagsberechtigte kann
nur einen Wahlvorschlag einreichen.
Wahlvorschläge dürfen nur von Wahl -
berechtigten unterstützt werden.
(2) Als Bewerber benannt werden kann
jede wählbare Person im Sinne von § 2
Abs. 3 dieser Wahlordnung
1. in einem Listenwahlvorschlag einer

Partei oder Wählergruppe oder
2. als Einzelbewerber auf eigenen Vor-

schlag oder Vorschlag einzelner
Wahlberechtigter,

die ihre Zustimmung oder Erklärung
schriftlich und unwiderruflich hierzu gege-
ben und versichert hat, dass sie die
Grund werte und Verfassungsprinzipien
des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland achtet. 
(3) Jeder Listenvorschlag muss die Er-
klärung der Leitung der den Wahlvor-
schlag einreichenden Gruppe enthalten,
dass sie 
1. die Grundwerte und Verfassungs-

prinzipien des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutsc hland achtet,

2. einen nach demokratischen
Grundsätzen gewählten Vorstand
besitzt,

3. keine in der Bundesrepublik
Deutschland verbotene Vereinigung
bildet.

Die unterzeichnenden Mitglieder der Lei-
tung der Gruppe haben gegenüber dem
Wahlleiter zu versichern, dass
4. die Wahl zur Aufstellung der Bewer-

ber in geheimer Abstimmung und nur
unter wahlberechtigten Mitgliedern
im Sinne von § 2 Abs. 1 durchgeführt
worden ist,

5. die Reihenfolge der im Listenwahl-
vorschlag aufgeführten Bewerber
dem Abstimmungsergebnis ent-
spricht.

(4) Auf Einzelbewerber finden die Vor-
schriften des Absatzes 3 Nrn. 1 und 3
sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe,
dass an die Stelle der Bildung einer verbo-
tenen Vereinigung die Zugehörigkeit tritt.
(5) Soweit gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1
Stellvertreter benannt werden, müssen
diese die gleichen Voraussetzungen erfül-
len wie die Bewerber. Bei Listenwahlvor-
schlägen bestimmt sich die Reihenfolge
der Stellvertretung in entsprechender An-
wendung des § 45 Abs. 1 Kommunalwahl-
gesetz, so dass an die Stelle des verhin-
derten gewählten Bewerbers der für ihn
auf der Liste aufgestellte Ersatzbewerber
tritt, falls ein solcher nicht benannt ist
bzw. dieser auch verhindert ist, der Lis -
tennächste tritt. In Wahlvorschlägen von
Einzelbewerbern kann ein Stellvertreter
benannt werden, welcher den Bewerber
im Falle seiner Wahl vertreten und im Fall
seines Ausscheidens ersetzen kann.
(6) Der Wahlvorschlag muss in Block-
oder Maschinenschrift Name des Wahl-
vorschlags, Nationalität oder Staatsan-
gehörigkeit, Vorname und Familienname,
Geburtsdatum, Beruf oder Stand und An-
schrift der Hauptwohnung des Bewerbers
enthalten. Aus dem Wahlvorschlag muss
durch einen Nationalitätencode ersichtlich
sein, für welche Nationalitäteninteressen
der Wahlvor schlag an der Wahl teilnimmt
(Absatz 7). Absatz 8 bleibt unberührt.
(7) Eingereicht werden kann
1. ein Wahlvorschlag, der sich zur Inter-

essenvertretung einer einzelnen aus-
ländischen Nationalität im Sinne der
Staatsbürgerschaft bekennt. Er muss
als Nationalitätencode auf dem
Wahlvorschlag/auf dem Stimmzettel
die Buchstaben des internationalen
Kfz-Kenn zeichens dieses ausländi-
schen Staates führen.

2. ein Wahlvorschlag, der sich zur Inter-
essenvertretung einer einzelnen aus-
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ländischen Volksgruppe ohne Bezug
auf die Staatsbür gerschaft bekennt.
Er muss als Nationalitätencode auf
dem Wahlvorschlag/auf dem Stimm-
zettel den Buchstaben „X“ führen.

3. ein Wahlvorschlag, der sich zur Inter-
essenvertretung mehrerer oder aller
Ausländergruppen bekennt. Er muss
auf dem Wahlvor schlag/auf dem
Stimmzettel als Nationalitätencode
die Buchstaben „MN“ (= multinatio -
nal) führen.

Wahlvorschläge im Sinne der Nr. 1 dürfen
nur durch Staatsangehörige des betref-
fenden Staates als Bewerber vertreten
sein.
(8) Jeder Wahlvorschlag muss als „Lis-
tenvorschlag“ oder als „Einzelbewerber“
erkennbar und mit dem Namen des Wahl-
vorschlags versehen sein. Fehlt ein eige-
ner Name, tritt ersatzweise der Familien-
name des ersten Bewerbers an die Stelle
des Wahlvorschlagsnamen. Bei Wahlvor-
schlägen im Sinne von Absatz 7  Nr. 2
muss aus dem Wahlvorschlagsnamen ein-
deutig hervorgehen, welche Volksgruppe
der Wahlvorschlag vertreten will. Multina-
tionale Wahlvorschläge (Absatz 7  Nr. 3)
dürfen im Wahlvorschlagsnamen nicht die
Bezeichnung eines einzelnen Staates, ei-
ner einzelnen Nationalität oder einer ein-
zelnen Volksgruppe enthalten.
(9) Der Wahlvorschlag muss von minde-
stens 20 Wahlberechtigten eigenhändig
schriftlich unterstützt werden. Jeder
Wahlberechtigte darf mit seiner Unter-
schrift nur einen Wahlvorschlag unterstüt-
zen.
Mehrfachunterzeichnungen sind bei allen
Wahlvorschlägen ungültig. Die Unter-
zeichner müssen in Block- oder Maschi-
nenschrift Familiennamen und Vornamen,
Geburtsdatum und Anschrift der Haupt-
wohnung angeben. Bewerber dürfen den
sie selbst betreffenden Wahlvorschlag
nicht unterstützen.
(10) In jedem Wahlvorschlag sollen eine
Vertrauensperson und eine stellvertreten-
de Vertrauensperson bezeichnet sein.
(11) Für die Wahlvorschläge und die Un-
terstützungsunterschriften sind Formblät-
ter zu verwenden, die der Fachbereich
Bürgerservice, Abteilung Wahlen, bereit-
hält.
(12) Wahlvorschläge können bis zum 48.
Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, beim Fach-
bereich Bürgerservice, Abteilung Wahlen,
eingereicht werden. Der Wahlleiter prüft
die Wahlvorschläge vor und legt sie dem
Wahlausschuss zur Entscheidung vor
(§ 12).

§ 11 Ungültige Wahlvorschläge
(1) Wahlvorschläge sind ungültig, wenn sie
1. verspätet eingereicht sind,
2. nicht formgerecht eingereicht sind

oder im Übrigen den Anforderungen
der Wahlordnung nicht genügen,

3. nicht die vorgeschriebene Zahl von
Unterstützungsunterschriften nach-
weisen (§ 10 Abs. 9),

4. nicht wählbare Personen vorschla-
gen oder Personen, die nicht ihre
schriftliche Zustimmung zur Aufstel-
lung als Bewerber gegeben haben,

5. nicht die für die Bewerber vorge-
schriebenen Angaben enthalten oder
wenn diese nicht lesbar sind, 

6. nicht die für die Unterzeichner vorge-
schriebenen Angaben enthalten oder
wenn diese nicht lesbar sind und
wenn nach deren Streichung die
Mindestzahl nicht erreicht ist.

(2) Mängel in den Wahlvorschlägen sind
bis zur Zulassung nach Aufforderung
durch den Fachbereich Bürgerservice,
Abteilung Wahlen, von der Vertrauensper-
son zu beseitigen.

§ 12 Entscheidung des Wahl-
ausschusses, Bekanntmachung
der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlausschuss prüft die Wahl-
vorschläge nach Maßgabe des § 11 und
entscheidet spätestens am 39. Tag vor
der Wahl über die Zulassung.
(2) Der Wahlausschuss hat Wahlvor-
schläge zu rück zuweisen, wenn sie ver-
spätet eingereicht sind, den durch diese
Wahlordnung aufgestellten Anforderun-
gen nicht genügen oder auf Grund einer
Entscheidung nach Art. 9 Abs. 2, Art. 21
Abs. 2 des Grundgesetzes oder Art. 32
Abs. 2 der Landesverfassung unzulässig
sind.
(3) Die Entscheidung des Wahlaus-
schusses
ist für die Aufstellung der Bewerber zur
Wahl endgültig. Sie schließt die Erhebung
eines Einspruchs im Wahlprüfungsverfah-
ren nicht aus.
(4) Über die Sitzung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen. 
(5) Der Wahlleiter gibt die zugelasse-
nen Wahl vorschläge spätestens am 20.
Tag vor der Wahl mit den in § 10 Abs. 6
und 8 genannten Merkmalen, jedoch
ohne Tag und Monat der Geburt, öffent-
lich bekannt. Zunächst genügt einfache
Bekanntmachung. Die Veröffentlichung
im Amtsblatt ist unverzüglich nachzuho-
len. 

§ 13 Stimmzettel
(1) Die Stimmzettel werden amtlich in
deutscher Sprache mit fremdsprachlicher
Erläuterung hergestellt. 
Sie enthalten:
1. eine laufende Nummer für jeden

Wahl vorschlag,
2. einen Nationalitätencode gemäß § 10

Abs. 7 Nrn. 1 bis 3,
3. Familiennamen, Vornamen, Beruf

oder Stand und Hauptwohnung des
Bewerbers,

4. bei Listenwahlvorschlägen die Be-
zeichnung „Listenwahlvorschlag“ so-
wie den Namen des Wahlvorschlags,
bei anderen Wahlvorschlägen die
Bezeichnung „Einzelbewerber“ und
gegebenenfalls einen Wahlvor-
schlagsnamen,

5. einen Kreis zum Kennzeichnen. 
Bei Listenwahlvorschlägen werden die er-
sten drei auf der Liste genannten Bewer-
ber aufgeführt.
(2) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge
auf dem Stimmzettel richtet sich nach den 
Bestimmungen des § 23 Abs. 1 Satz 3
Kommunalwahlgesetz.

§ 14 Wahlbekanntmachung
Der Wahlleiter macht spätestens am
15. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt:
1. den Wahltermin,
2. den Hinweis, dass die Stimmzettel

amtlich hergestellt sind und im Wahl-
raum bereitgehalten werden,

3. den Hinweis, dass der Ausweis/Pass
und möglichst die Wahlbenachrichti-
gung mitzubringen sind,

4. den Hinweis, dass der Wähler die
Wahl nur persönlich ausüben kann,
bei der Stimmabgabe nur eine Stim-
me hat und den Wahlvorschlag, dem
er seine Stimme geben will, durch
Ankreuzen oder auf andere Weise in
der dafür vorgesehenen Spalte kenn-
zeichnen muss.

§ 15 Briefwahl
Die Durchführung der Briefwahl erfolgt
ent sprechend den Regelungen der §§ 26
und 27 Kommunalwahlgesetz.

§ 16 Ordnung der Wahlhandlung
(1) Die Wahlhandlung und die Ermittlung
des Wahlergebnisses sind öffentlich. Der
Wahlvorstand kann aber im Interesse der
Wahlhandlung die Zahl der im Wahllokal
Anwesenden beschränken.
(2) Den Anwesenden ist jede Einfluss -
nahme auf die Wahlhandlung und das
Wahlergebnis untersagt.
(3) Während der Wahlzeit sind in und an
dem Gebäude, in dem sich der Wahlraum
befindet sowie unmittelbar vor dem Zu-
gang zu dem Gebäude jede Beeinflussung
der Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder
Bild sowie jede Unterschriftensammlung
verboten.
(4) Die Veröffentlichung von Ergebnis-
sen von Wählerbefragungen nach der
Stimmabgabe über den Inhalt der Wahl-
entscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit
unzulässig.
(5) Während der Wahlhandlung und
Stimmenzählung müssen immer minde-
stens drei Mitglieder des Wahlvorstandes
anwesend sein, darunter der Wahlvorste-
her und der Schriftführer oder ihre Stell-
vertreter. Bei Feststellung des Wahlergeb-
nisses sollen alle, mindestens jedoch fünf
Mitglieder, anwesend sein.

§ 17 Eröffnung der Wahlhandlung
(1) Der Wahlvorstand überzeugt sich vor
Beginn der Stimmabgabe, dass die Wahl-
urne leer ist. Danach wird sie verschlos-
sen; sie darf bis zum Schluss der Wahl-
handlung nicht mehr geöffnet werden.
(2) Um 8.00 Uhr erklärt der Wahlvorsteher
die Wahlhandlung für eröffnet.

§ 18 Stimmabgabe
(1) Wenn der Wähler den Wahlraum be-
tritt, erhält er einen amtlichen Stimmzettel
und einen Stimm zettelumschlag; er soll
nach Möglichkeit die Wahl benach -
richtigung abgeben. Da die Stimmabgabe
geheim ist, begibt sich der Wähler in die
Wahlzelle. Dort kennzeichnet er seinen
Stimmzettel.
(2) Der Wähler hat eine Stimme. Die
Wahl kann nur persönlich ausgeübt wer-
den. Wahlberechtigte, die des Lesens un-
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kundig oder infolge körperlichen Gebre-
chens gehindert sind, den Stimmzettel ei-
genhändig zu kennzeichnen, können sich
der Hilfe einer Vertrauensperson bedie-
nen. Die Hilfeleistung hat sich auf die Er-
füllung des Wählerwillens zu beschränken.
(3) Der Wähler gibt seine Stimme in der
Weise ab, dass er durch ein auf den
Stimmzettel gesetz tes Kreuz oder auf an-
dere Weise eindeutig kenntlich macht,
welchem Wahlvorschlag sie gelten soll.
(4) Der Wähler kann sich für einen von
ihm versehentlich unbrauchbar gemach-
ten Stimmzettel vom Wahlvorsteher einen
neuen geben lassen.
(5) Nachdem der Wähler den Stimmzet-
tel in den Stimmzettelumschlag gelegt
und verschlossen hat, so dass seine
Stimmabgabe nicht erkennbar ist, tritt er
an den Tisch des Wahlvorstandes und
nennt seinen Namen. Er weist sich über
seine Person durch Pass oder Identitäts-
nachweis aus.
(6) Der Wahlvorstand hat einen Wähler
zurückzuweisen, der
1. nicht in das Wählerverzeichnis einge-

tragen ist 
2. bereits einen Stimmabgabevermerk

im Wählerverzeichnis hat, es sei
denn, er weist nach, dass er noch
nicht gewählt hat,

3. seinen Stimmzettel außerhalb der
Wahlzelle gekennzeichnet hat.

(7) Der Schriftführer vermerkt die
Stimm abgabe im Wählerverzeichnis in der
dafür vorgesehenen Spalte.
(8) Nachdem der Schriftführer den
Stimmabgabevermerk angebracht hat,
wirft der Wähler den Stimmzettel in die
Wahlurne.
(9) Um 18.00 Uhr erklärt der Wahlvor-
steher die Wahlhandlung für geschlossen.
Zu diesem Zeitpunkt im Wahlraum anwe-
sende Wahlberechtigte können ihre Stim-
me noch abgeben.

§ 19 Zählung der Stimmen
(1) Abweichend von § 29 Kommunal-
wahlgesetz werden nach dem Ende der
Wahlzeit die Stimmzettel der Stimmbezir-
ke zu einer zentralen Auszählung zusam-
mengeführt. 
(2) Die Stimmzettel werden vom Wahl-
vorstand nach dem Ende der Wahlzeit aus
der Wahlurne genommen und in einem
verschlossenen und versiegelten Um-
schlag dem Fachbereich Bürger service,
Abteilung Wahlen, übergeben. Den Stimm -
 zetteln ist die Niederschrift beizulegen. 
(3) Für die Stimmzählung ist der Wahl-
vorstand zur zentralen Stimmauszählung
abweichend von dem für die Wahlhand-
lung gebildeten Wahlvorstand zuständig. 
(4) Die zentrale Stimmauszählung erfolgt
am nächsten Werktag nach der Wahl. Ort
und Zeit der zentralen Auszählung werden
im Vorfeld öffentlich bekannt gemacht. 

(5) Über die Auszählung der Stimmen ist
eine Niederschrift zu fertigen.
(6) Der Oberbürgermeister kann bestim-
men, dass die Stimmzählung der im Brief-
wahlbezirk abgegebenen Stimmen nach
Maßgabe der vorstehenden Absätze
ebenfalls durch den Wahlvorstand zur
zentralen Stimmauszählung erfolgt. In die-
sem Fall werden die in den Stimmbezirken
und durch Briefwahl abgegebenen Stim-
men gemeinsam ausgezählt, nachdem sie
vermengt worden sind.

§ 20 Feststellung des Wahlergebnisses
(1) Der Wahlleiter prüft die Wahlnieder-
schriften auf Vollständigkeit und Ord-
nungsmäßigkeit und legt sie dem Wahl-
ausschuss zur Entscheidung vor.
(2) Der Wahlausschuss ist an die vom
Wahlvorstand getroffenen Entscheidun-
gen gebunden, jedoch berechtigt, rechne-
rische Berichtigungen an den Feststellun-
gen der Wahlvorstände vorzu nehmen.
(3) Der Wahlausschuss stellt das Wahl-
ergebnis fest:
1. die Zahl der Wahlberechtigten,
2. die Zahl der Wähler,
3. die Zahlen der gültigen und ungülti-

gen Stimmen,
4. die Gesamtstimmenzahl der zugelas-

senen Wahlvorschläge und die Ver-
teilung der Stimmen auf die einzel-
nen Wahlvorschläge,

5. die Zuweisung der Sitze gemäß § 1
Abs. 3 auf die Wahlvorschläge und
die danach gewählten Bewerber;
entfällt auf einen Listenwahlvor-
schlag auf Grund der Berechnung
mehr als ein Sitz, so sind die gewähl-
ten Personen aus dem zugelassenen
Wahlvorschlag festzustellen.

(4) Über die Feststellung des Wahler-
gebnisses ist eine Niederschrift zu ferti-
gen.
(5) Der Wahlleiter macht das Ergebnis
der Wahl unverzüglich öffentlich bekannt,
unterrichtet die gewählten Bewerber und
fordert sie auf, binnen einer Woche nach
Zustellung schriftlich zu er klären, ob sie
die Wahl annehmen. In der Aufforderung
ist auf die Rechtsfolgen einer Annahme
oder Ablehnung nach § 62 der Kommu -
nalwahl ordnung hinzuweisen.

§ 21 Fristen
Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen
Fristen und Termine verlängern oder ver-
ändern sich nicht dadurch, dass der letzte
Tag der Frist oder der Termin auf einen
Samstag, einen Sonntag oder einen ge-
setzlichen oder staatlichen Feiertag fällt.
Eine Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand ist ausgeschlossen.

§ 22 Anzuwendende Vorschriften
(1) Für die Wahl zum Integrationsrat gel-
ten unbeschadet dieser Wahlordnung die

§§ 2, 5 Abs. 1, 9 bis 13, 24 bis 27, 30, 34
bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des Kommunal-
wahlgesetzes entsprechend.
(2) Im Übrigen finden die Vorschriften
des Kommunalwahlgesetzes und der
Kommunalwahlordnung in der jeweils gül-
tigen Fassung entsprechende Anwen-
dung, soweit diese Wahl ordnung Rege-
lungen nicht trifft.

§ 23 Schlussbestimmungen
Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Wahlordnung für die
Wahl der Mitglieder des Integrationsrates
der Stadt Mönchengladbach vom 22. Juli
2004 (Abl. MG S. 142), zuletzt geändert
durch den Dritten Nachtrag vom 17. De-
zember 2009 (Abl. MG S. 221), außer
Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Wahlordnung wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Auf die
Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Form vorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach, den 20. Februar 2014

Norbert Bude
Oberbürgermeister
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